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Neufassung der Satzung der Stadt Kdothen (Anhalt) zur Umlage der
Verbandsbeitrage der Unterhaltungsverbande "Westliche Fuhne-Ziethe"
und "Taube-Landgraben”

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]02.11.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.11.2015
2 (04.11.2015: Ortschaftsrat Wiilknitz 04.11.2015
3(05.11.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 05.11.2015
4109.11.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 09.11.2015
5(10.11.2015: Ortschaftsrat Merzien
6(11.11.2015: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
7 (11.11.2015: Ortschaftsrat Arensdorf
8(01.12.2015: Hauptausschuss
9(10.12.2015: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die Neufassung der Satzung der Stadt Kothen (Anhalt) zur Umlage
der Verbandsbeitrdge der Unterhaltungsverbénde ,Westliche Fuhne-Ziethe* und ,Taube-
Landgraben®.

Gesetzliche Grundlagen:
Wassergesetz LSA; KAG




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Durch Anderungen im Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt ergeben sich fiir die
Umlage der Beitrage der Gewasserunterhaltungsverbande auf die Grundstiickseigentimer
Anderungen fur die gemeindlichen Gewasserumlagesatzungen. Die wesentlichste
Neuregelung, die zum 1.1.2015 umgesetzt werden muss, betrifft den Erschwernisbeitrag fur
die Gewasserunterhaltung auf der Umlageebene Gemeinde-Grundstiickseigentiimer (8 56
Abs. 1 WG LSA). Am Umlagemodus auf der Ebene der Unterhaltungsverbénde zu den
Gemeinden andert sich dagegen nichts. Hier muss der ermittelte Erschwernisbeitrag noch
immer entsprechend der Einwohnerzahl in den Gemeinden erhoben werden (8§ 55 Abs. 3
WG LSA).

Bislang wurde der Erschwernisbeitrag einwohnerbezogen erhoben. Diese Regelung hat der
Gesetzgeber gedndert und einen flachenbezogenen Erschwernisbeitrag eingefihrt. Dieser
Erschwernisbeitrag ist von allen Grundstiickseigentimern zu zahlen, deren Flachen nicht
Grundsteuer A-pflichtig sind.

Somit ergibt sich bei der Umlage auf die Grundstlickseigentiimer neben dem einheitlichen
Flachenbeitrag fur alle Flachen des Gemeindegebietes, ein zweiter Flachenbeitrag, der nur
auf die nicht Grundsteuer A-pflichtigen Flachen verteilt wird.

Mit dieser Regelung andert sich lediglich der Verteilungsmalfistab der
Unterhaltungserschwernis im Rahmen der Umlageerhebung der Gemeinden. Im Gegensatz
zum vorherigen Einwohnermalf3stab flihrt er zur Entlastung der Wohnbauflachen, weil die
einwohnerlosen Industrie- und Gewerbegrundstiicke nunmehr bertcksichtigt werden. Dies
fuhrt zu einer gerechteren Verteilung des Erschwernisbeitrages, der aus den versiegelten
Flachen entsteht.

Fur das Erhebungsjahr 2015 wurden durch Steuerabteilung und Umweltamt der Stadt
Kdthen alle Flachen ermittelt, die nicht der Grundsteuer A unterliegen. Diese wurden
flachengenau den beiden Unterhaltungsverbanden zugeordnet und daraus der
Erschwernisbeitrag je Hektar berechnet.

Fur das Veranlagungsjahr 2015 ergeben sich folgende Umlagesatze:

1. Unterhaltungsverband ,Westliche Fuhne-Ziethe":
Flachenbeitrag - 8,06 €/ha
Erschwernisbeitrag - 22,36 €/ha

2. Unterhaltungsverband , Taube-Landgraben”
Flachenbeitrag: - 9,23 €/ha
Erschwernisbeitrag - 1,99 €/ha

Die starke Abweichung im Erschwernisbeitrag zwischen beiden Verbanden erklart sich aus
dem unterschiedlichen Anteil an Verkehrs- und Siedlungsflachen in den Verbandsgebieten,
sowie den Einwohnerzahlen.

Im Gebiet des UHV ,Taube-Landgraben” sind nur 10 % der Flache den Verkehrs- und
Siedlungsflachen zuzuordnen, wahrend im Verbandsgebiet des UHV ,Westliche Fuhne-
Ziethe" der Anteil bei 16 % liegt. Die Verbande erheben die Erschwernisse Uber die
Einwohnerzahl, so dass der hohe Beitragssatz im UHV ,Westliche Fuhne-Ziethe"
(Stadtgebiet Kéthen; OT Dohndorf, Lébnitz, Wilknitz, Arensdorf, Baasdorf und Teile
Merziens) durch die dichte Besiedelung zustande kommt. Dagegen befinden sich im
Verbandsgebiet des UHV , Taube-Landgraben® nur die Einwohner der Ortschaft Elsdorf.

Da von der bisherigen Satzung zur Umlage der Verbandsbeitrage auf die
Grundstiickseigentiimer bereits die 3. Anderungssatzung vorliegt, hat sich die Verwaltung
entschlossen, eine Neufassung fiir 2015 zu erstellen. Die zu beschlieliende Satzung
orientiert sich an der aktuellen Orientierungssatzung des MLU. Sie wurde im Vorfeld mit der
Kommunalaufsichtsbehoérde des Landkreises Anhalt-Bitterfeld abgestimmit.



Die Verwaltung empfiehlt daher dem Stadtrat, die vorliegende Satzung zu beschlielen.
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Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der Verbandsbeitrige der
Unterhaltungsverbiinde ,,Westliche Fuhne/Ziethe* und ,,Taube-Landgraben*
(Gewiisserumlagesatzung)

Aufgrund des § 56 des Wassergesetzes fiir das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom
16.Mirz 2011 (GVBI. LSA S. 492), zuletzt gedndert durch Artikel 20 des Gesetzes zur
Reform des Kommunalverfassungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt und zur
Fortentwicklung sonstiger kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA
S. 288), der §§ 2, 5, 8, 11,36, 45, 90 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG-LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA S. 288) und der §§ 1 und 2 des
Kommunalabgabengesetzes fiir das Land Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13.Dezember 1996, zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
17.12.2014 (GVBI. LSA S.522), hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 10.12.2015 die folgende
Satzung zur Umlage der Verbandsbeitriage der Unterhaltungsverbinde ,,Westliche Fuhne-
Ziethe* und ,,Taube-Landgraben* beschlossen:

§ 1 Allgemeines

(1) Die Stadt Kothen ist gemdfl § 54 Abs. 3 WG LSA fiir die in ihrem Stadtgebiet gelegenen
Flichen gesetzliches Mitglied in den Unterhaltungsverbdnden ,,Westliche Fuhne/Ziethe*
und ,, Taube-Landgraben*.

(2) Die Gemeinden der Unterhaltungsverbande ,,Westliche Fuhne/Ziethe* und ,, Taube-
Landgraben* haben auf der Grundlage der §§ 28 Abs.1 des Gesetzes iiber Wasser- und
Bodenverbande (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBLI S. 405), zuletzt gedndert durch das
Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBI. I S. 1578), § 55 WG LSA sowie der Satzungen der
beiden Unterhaltungsverbénde Beitrdge zu leisten, die zur Erfillung der Aufgaben des
Verbandes erforderlich sind, sowie die Kosten zu tragen, die die Unterhaltungsverbinde
nach § 56 a WG LSA fiir die Unterhaltung der Gewdsser erster Ordnung abzuflihren
haben.

(3) Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist das Grundstiick im biirgerlich-rechtlichen Sinn.

(4) Umlagen werden wie Gebiihren nach dem Kommunalabgabengesetz erhoben.

§ 2 Gegenstand der Umlage

Die Stadt K&then legt die Beitriage, die ihr aus ihrer gesetzlichen Mitgliedschaft in den
Unterhaltungsverbidnden entstehen, auf die Umlageschuldner um.

§ 3 Umlagepflicht

Die Umlagepflicht fiir den Flachenbeitrag besteht fiir alle Grundstiicke des Stadtgebietes. Die
Umlagepflicht fiir den Erschwernisbeitrag besteht fiir alle Grundstiicke des Stadtgebietes, die
nicht der Grundsteuer A unterliegen.

§ 4 Umlageschuldner

(1) Umlageschuldner ist, wer Eigentiimer eines im Stadtgebiet gelegenen, zum
Verbandsgebiet gehdrenden Grundstiickes ist.

(2) Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle des Eigentiimers der
Erbbauberechtigte.





(3) Sind die Umlageschuldner nach Abs. 1 und 2 nicht zu ermitteln, ist ersatzweise derjenige
zu der Umlage heranzuziehen, der im Erhebungszeitraum das Grundstiick nutzt. Der
Umlageschuldner ist dann nicht zu ermitteln, wenn der Eigentiimer oder der
Erbbauberechtigte aus dem Liegenschaftskataster nicht bestimmt werden kann.

(4) Mehrere Umlageschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 5 Entstehung der Umlageschuld; Erhebungszeitraum

(1) Die Umlageschuld entsteht mit Beginn des Kalenderjahres fiir das die Umlage
festzusetzen ist, frilhestens jedoch mit der Bekanntgabe des Beitragsbescheides des
Unterhaltungsverbandes an die Stadt Kothen (Anhalt). Erhebungszeitraum ist das
Kalenderjahr.

(2) Die Festsetzung der Umlage erfolgt durch Bescheid, der mit anderen Grundstiicksabgaben
oder Steuern zusammengefasst werden kann.

§ 6 Umlagemalistab

(1) Berechnungsgrundlage flir die Umlage des Fldchen- und des Erschwemisbeitrages ist die
Flache des im jeweiligen Verbandsgebiet gelegenen Grundstiicks.

(2) Wird das Grundstiick von Flachen verschiedener Verbandsgebiete geschnitten, so wird der
Flachen- und Erschwernisbeitrag anteilig berechnet.

§ 7 Umlagesatz

(1) Grundlage fiir die Ermittlung des Umlagesatzes flir den Fléchenbeitrag ist der jdhrliche
Flachenbeitragssatz pro Hektar der Unterhaltungsverbénde. Der Erschwernisbeitragssatz
wird ermittelt aus dem vom Unterhaltungsverband geforderten jahrlichen
Erschwernisbeitrag dividiert durch die Flache im Stadtgebiet, die nicht Grundsteuer A-
pflichtig ist. So ergibt sich ebenfalls ein Flachenbeitrag pro Hektar.

(2) Fiir die Flachen im Verbandsgebiet des Unterhaltungsverbandes ,,Westliche Fuhne/Ziethe*
betragt der Satz zur Umlage des Flichenbeitrages fiir das Kalenderjahr 2015
8,06 €/ha.

Der Umlagesatz fiir den Erschwernisbeitrages betrigt fiir das Kalenderjahr 2015
22,36 €/ha.

(3) Fiir die Flachen im Verbandsgebict des Unterhaltungsverbandes ,,Taube-Landgraben*
betridgt der Flidchenbeitragssatz fir das Kalenderjahr 2015 9,23 €/ha.
Der Erschwernisbeitragssatz betrigt fir das Kalenderjahr 2015 1,99 €/ha.

(4) Fir Grundstiicke, die durch die Verbandsgrenze des Unterhaltungsverbandes ,,Westliche
Fuhne/Ziethe* und des Unterhaltungsverbandes ,,Taube-Landgraben® geschnitten werden,
wird der Flachenbeitrag anteilig, entsprechend dem vom Landesamt fiir Hochwasserschutz
ermittelten prozentualen Anteil der Grundstiicksflaiche am jeweiligen Verbandsgebiet,

berechnet.

(5) Entfillt auf ein durch beide Verbdnde geschnittenes Grundstiick ein Erschwernisbeitrag,
so wird er ebenfalls entsprechend dem ermittelten prozentualen Anteil der
Grundstiicksfliche am jeweiligen Verbandsgebiet berechnet.





§ 8 Falligkeit

(1) Die Umlage wird einen Monat nach Bekanntgabe des Umlagebescheides gegentiber dem
Umlageschuldner fillig.

(2) Im Abgabenbescheid kann bestimmt werden, dass er auch flir zukiinftige Zeitabschnitte
gilt, solange sich die Berechnungsgrundlage nicht dndert.

§ 9 Auskunftspflichten

(1) Sind fiir die Erhebung und Bemessung der Umlage Auskiinfte oder Unterlagen des
Umlagepflichtigen notwendig, hat dieser die Auskiinfte auf Aufforderung zu erteilen bzw.
die Unterlagen zur Verfligung zu stellen.

(2) Der Umlagepflichtige ist zur Mitwirkung bei der Ermittlung von notwendigen Angaben
zur Umlagegrundlage verpflichtet. Er kommt der Mitwirkungspflicht insbesondere
dadurch nach, dass er die fur die Umlageermittlung erheblichen Tatsachen vollstindig und
wahrheitsgemif offen legt und die ihm bekannten Beweismittel angibt.

(3) Verweigert der Umlagepflichtige seine Mitwirkung oder teilt er nur unzureichende
Angaben mit, so kann die Umlageveranlagung aufgrund von Schitzung erfolgen.

(4) Die Umlageschuldner sind verpflichtet, Anderungen der fiir die Umlage relevanten
Tatsachen (wie Eigentiimerwechsel) der Stadt Kéthen (Anhalt) binnen eines Monats
schriftlich anzuzeigen.

(5) Die Stadt Kothen (Anhalt) ist berechtigt, an Ort und Stelle zu priifen, ob die zur
Feststellung der Umlage gemachten Angaben den Tatsachen entsprechen.

§10 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer den Vorschriften
des § 9 tiber die Auskunfts- und Mitwirkungspflichten vorsitzlich oder leichtfertig
zuwiderhandelt, indem er Anderungen der fiir die Umlage relevanten Tatsachen nicht
binnen eines Monats der Stadt Kéthen (Anhalt) anzeigt oder die fiir die Erhebung und
Bemessung der Umlage notwendigen Angaben nicht oder nur unzureichend macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 10.000 € geahndet werden.

§ 11 Billigkeitsmafinahmen

Die Umlage kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Filligkeit
eine erhebliche Harte fiir den Schuldner bedeuten wiirde und der Anspruch durch die
Stundung nicht gefdhrdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalls unbillig,
kann sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 12 Datenverarbeitung

(1) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Umlageschuldner sowie zur
Feststellung und Erhebung der Umlage nach § 2 ist die Verarbeitung der hierfur
erforderlichen personen- und grundstiicksbezogenen Daten nach §§ 9 und 10
Datenschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DSG LSA) durch die Stadt Kothen
(Anhalt) zuldssig.





(2) Die Stadt K6then (Anhalt) darf die filir die Veranlagung der Grundsteuer bekannt
gewordenen personen- und grundstiicksbezogenen Daten flir die in Abs. 1 genannten
Zwecke nutzen und sich die Informationen von den entsprechenden Amtern (Finanz- und
Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) ibermitteln lassen.

§ 13 In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt riickwirkend zum 01.01.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung zur
Umlage der Verbandsbeitrige der Unterhaltungsverbénde ,,WestlicheFuhne/Ziethe* und

., Taube-Landgraben“ vom 14.10.2010 und deren Anderungssatzungen vom 14.09.2012, vom
03.09.2013 und vom 10.06.2014 aufler Kraft.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Satzung.pdf
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Übersicht Beiträge.pdf


Vergleich der Umlage nach alter und neuer Gesetzeslage
Beispiel: 600 m2 Wohngrundstiick; 4-Personenhaushalt

UHV "Westliche Fuhne/Ziethe

bisherige Beitragssatze Umlage fir 0.g.Beispiel

Flachenbeitragssatz: 8,06 €/ha 0,48 €
Erschwernis: 1,33 €/ Einwohner 5,32 €
Gesamt, bisher: 5,80 €

neue Beitragssatze
8,06 €/ha

22,36 €/ha

Gesamt, neu:

Umlage fiir 0.g.Beispiel
0,48 €
1,34 €

1,83 €

UHV "Taube-Landgraben"

bisherige Beitragsséatze Umlage fur o0.g.Beispiel

Flachenbeitragssatz: 9,23 €/ha 0,55 €
Erschwernis: 0,64 €/Einwohner 2,56 €
Gesamt, bisher: 3,11 €

neue Beitragssatze
9,23 €/ha

1,99 €/ha

Gesamt, neu:

Umlage fur o0.g.Beispiel
0,55 €
0,12 €

0,67 €

Schlussfolgerung: Mit dem neuen Umlagemalf3stab entsteht eine finanzielle Entlastung der bewohnten Grundstiicke
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